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316. Bundesverfassungsgesetz: Neuerliche Änderung des Bundes-Verfassungsgesetzes in der Fas-
sung von 1929 hinsichtlich des Schulwesens
(NR: GP XIII RV 584 AB 1523 S. 143. BR: 1343 AB 1345 S. 342.)

3 1 7 . Bundesgesetz: Grundsätze für die Organisation und den Wirkungsbereich der land- und
forstwirtschaftlichen Schulbeiräte
(NR: GP XIII RV 585 AB 1061 und 1566 S. 144. BR: AB 1354 S. 342.)

3 1 8 . Bundesgesetz: Land- und forstwirtschaftliches Privatschulgesetz
(NR: GP XIII RV 587 AB 1061 und 1568 S. 144. BR: AB 1356 S. 342.)

3 1 9 . Bundesgesetz: Grundsätze für land- und forstwirtschaftliche Berufsschulen
(NR: GP XIII RV 588 AB 1061 und 1569 S. 144. BR: AB 1357 S. 342.)

3 2 0 . Bundesgesetz: Grundsätze für land- und forstwirtschaftliche Fachschulen
(NR: GP XIII RV 638 AB 1061 und 1570 S. 144. BR: AB 1358 S. 342.)

316. Bundesverfassungsgesetz vom 28. April
1975, mit dem das Bundes-Verfassungs-
gesetz in der Fassung von 1929 hinsichtlich

des Schulwesens neuerlich geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I
Das Bundes-Verfassungsgesetz in der Fassung

von 1929 wird geändert wie folgt:

1. Dem Art. 14 Abs. 1 wird folgender Satz
angefügt:

„Zum Schul- und Erziehungswesen im Sinne die-
ses Artikels zählen nicht die im Art. 14 a geregel-
ten Angelegenheiten."

2. Art. 14 Abs. 11 wird aufgehoben.

3. Nach Art. 14 wird nachstehender Art. 14 a
eingefügt:

„Artikel 14 a

(1) Auf dem Gebiete des land- und forstwirt-
schaftlichen Schulwesens sowie auf dem Gebiete
des land- und forstwirtschaftlichen Erziehungs-
wesens in den Angelegenheiten der Schülerheime,
ferner in den Angelegenheiten des Dienstrechtes
und des Personalvertretungsrechtes der Lehrer
und Erzieher an den unter diesen Artikel
fallenden Schulen und Schülerheimen sind
Gesetzgebung und Vollziehung Landessache, so-
weit in den folgenden Absätzen nicht anderes
bestimmt ist. Angelegenheiten des Hochschul-
wesens gehören nicht zum land- und forstwirt-
schaftlichen Schulwesen.

(2) Bundessache ist die Gesetzgebung, und Voll-
ziehung in folgenden Angelegenheiten:

a) höhere land- und forstwirtschaftliche Lehr-
anstalten sowie Anstalten für die Ausbil-
dung und Fortbildung der Lehrer an land-
und forstwirtschaftlichen Schulen;

b) Fachschulen für die Ausbildung von Forst-
personal;

c) öffentliche land- und forstwirtschaftliche
Fachschulen, die zur Gewährleistung von
lehrplanmäßig vorgesehenen Übungen mit
einer der unter den lit. a und b genannten
öffentlichen Schulen oder mit einer land-
und forstwirtschaftlichen Versuchsanstalt
des Bundes organisatorisch verbunden sind;

d) Schülerheime, die ausschließlich oder vor-
wiegend für Schüler der unter den lit. a
bis c genannten Schulen bestimmt sind;

e) Dienstrecht und Personalvertretungsrecht
der Lehrer und Erzieher für die
unter den lit. a bis d genannten Einrich-
tungen;

f) Subventionen zum Personalaufwand der
konfessionellen land- und forstwirtschaft-
lichen Schulen;

g) land- und forstwirtschaftliche Versuchsan-
stalten des Bundes, die mit einer vom Bund
erhaltenen land- und forstwirtschaftlichen
Schule zur Gewährleistung von lehrplan-
mäßig vorgesehenen Übungen an dieser
Schule organisatorisch verbunden sind.

(3) Soweit es sich nicht um die im Abs. 2 ge-
nannten Angelegenheiten handelt, ist Bundessache
die Gesetzgebung, Landessache die Vollziehung in
den Angelegenheiten
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a) des Religionsunterrichtes;
b) des Dienstrechtes und des Personalver-

tretungsrechtes der Lehrer für öffentliche
land- und forstwirtschaftliche Berufs- und
Fachschulen und der Erzieher für öffent-
liche Schülerheime, die ausschließlich oder
vorwiegend für Schüler dieser Schulen be-
stimmt sind, ausgenommen jedoch die An-
gelegenheiten der Behördenzuständigkeit
zur Ausübung der Diensthoheit über diese
Lehrer und Erzieher.

In den auf Grund der Bestimmungen unter lit. b
ergehenden Bundesgesetzen kann die Landes-
gesetzgebung ermächtigt werden, zu genau zu be-
zeichnenden einzelnen Bestimmungen Ausfüh-
rungsbestimmungen zu erlassen; hiebei finden die
Bestimmungen des Art. 15 Abs. 6 sinngemäß
Anwendung. Durchführungsverordnungen zu
diesen Bundesgesetzen sind, soweit darin nicht
anderes bestimmt ist, vom Bund zu erlassen.

(4) Bundessache ist die Gesetzgebung über die
Grundsätze, Landessache die Erlassung von Aus-
führungsgesetzen und die Vollziehung

a) hinsichtlich der land- und forstwirtschaft-
lichen Berufsschulen: in den Angelegenhei-
ten der Festlegung sowohl des Bildungs-
zieles als auch von Pflichtgegenständen und
der Unentgeltlichkeit des Unterrichtes so-
wie in den Angelegenheiten der Schul-
pflicht und des Übertrittes von der Schule
eines Landes in die Schule eines anderen
Landes;

b) hinsichtlich der land- und forstwirtschaft-
lichen Fachschulen: in den Angelegenheiten
der Festlegung der Aufnahmevorausset-
zungen, des Bildungszieles, der Organisa-
tionsformen, des Unterrichtsausmaßes und
der Pflichtgegenstände, der Unentgeltlich-
keit des Unterrichtes und des Übertrittes
von der Schule eines Landes in die Schule
eines anderen Landes;

c) in den Angelegenheiten des Öffentlich-
keitsrechtes der privaten land- und forst-
wirtschaftlichen Berufs- und Fachschulen
mit Ausnahme der unter Abs. 2 lit. b fal-
lenden Schulen;

d) hinsichtlich der Organisation und des Wir-
kungskreises von Beiräten, die in den An-
gelegenheiten des Abs. 1 an der Vollzie-
hung der Länder mitwirken.

(5) Die Errichtung der im Abs. 2 unter den lit. c
und g bezeichneten land- und forstwirtschaft-
lichen Fachschulen und Versuchsanstalten ist nur
zulässig, wenn die Landesregierung des Landes,
in dem die Fachschule bzw. Versuchsanstalt ihren
Sitz haben soll, der Errichtung zugestimmt hat.
Diese Zustimmung ist nicht erforderlich, wenn
es sich um die Errichtung einer land- und forst-
wirtschaftlichen Fachschule handelt, die mit einer

Anstalt für die Ausbildung und Fortbildung der
Lehrer an land- und forstwirtschaftlichen Schu-
len zur Gewährleistung von lehrplanmäßig vor-
gesehenen Übungen organisatorisch verbunden
werden soll.

(6) Dem Bund steht die Befugnis zu, in
den Angelegenheiten, die nach Abs. 3 und 4 in
die Vollziehung der Länder fallen, die Einhaltung
der von ihm erlassenen Vorschriften wahrzu-
nehmen.

(7) Die Bestimmungen des Art. 14 Abs. 6, 7
und 9 gelten sinngemäß auch für die im ersten
Satz des Abs. 1 bezeichneten Gebiete.

(8) In den Angelegenheiten gemäß Abs. 4 kön-
nen Bundesgesetze vom Nationalrat nur in An-
wesenheit von mindestens der Hälfte der Mit-
glieder und mit einer Mehrheit von zwei Dritteln
der abgegebenen Stimmen beschlossen werden."

4. Im Art. 15 Abs. 7 hat es
a) im ersten Satz statt „Art. 11, 12 und 14

Abs. 2 und 3" zu lauten: „Art. 11, 12, 14
Abs. 2 und 3 und 14 a Abs. 3 und 4" und

b) im letzten Satz statt „Art. 11, 12 und 14
Abs. 2 und 3" zu lauten: „Art. 11, 12, 14
Abs. 2 und 3 und 14 a Abs. 3 und 4".

5. Art. 131 Abs. 1 Z. 2 hat zu lauten:

„2. in den Angelegenheiten der Art. 11, 12,
14 Abs. 2 und 3 und 14 a Abs. 3 und 4 sowie
in jenen Angelegenheiten, in denen dem Bescheid
eines Landes- oder Bezirksschulrates ein kollegia-
ler Beschluß zugrunde liegt, der zuständige Bun-
desminister, soweit die Parteien den Bescheid im
Instanzenzug nicht mehr anfechten können."

Artikel II

Die Bestimmungen des § 3 Abs. 2 letzter Satz
des Finanz-Verfassungsgesetzes 1948, BGBl.
Nr. 45, stehen der Umlegung des Bedarfes von
Gemeindeverbänden, die für Zwecke der Errich-
tung und Erhaltung von öffentlichen land- und
forstwirtschaftlichen Berufs- und Fachschulen
und von öffentlichen Schülerheimen, die aus-
schließlich oder vorwiegend für Schüler solcher
Schulen bestimmt sind, geschaffen werden, nicht
entgegen. Die Regelung der Umlegung des Be-
darfes solcher Gemeindeverbände ist in Gesetz-
gebung und Vollziehung Landessache.

Artikel III

Auf die Bundes-Gartenbaufachschule in
Wien-Schönbrunn, die Bundeslehr- und Ver-
suchsanstalt für Bienenkunde in Wien-Grinzing,
die Bundeslehr- und Versuchsanstalt für Milch-
wirtschaft in Wolfpassing, Niederösterreich, die
Bundeslehr- und Versuchsanstalt für Hartkäserei
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in Rotholz, Tirol, sowie die Bundeslehr- und Ver-
suchsanstalt für Gewässerforschung und Fischerei-
wirtschaft in Scharfling/Mondsee ist die Bestim-
mung des Art. 14 a Abs. 5 des Bundes-Verfas-
sungsgesetzes in der Fassung von 1929 nicht an-
zuwenden.

Artikel IV

(1) Insoweit keine anderweitige bundesgesetz-
liche Regelung besteht, trägt der Bund die Kosten
der Besoldung (Aktivitäts- und Pensionsaufwand)
der unter Art. 14 a Abs. 3 lit. b des Bundes-Ver-
fassungsgesetzes in der Fassung von 1929 fallen-
den Lehrer, unbeschadet allfälliger gesetzlicher
Beitragsleistungen der Länder zum Personalauf-
wand für diese Lehrer.

(2) Solange der Bund ganz oder teilweise für
die Kosten der Besoldung der im Abs. 1 ge-
nannten Lehrer aufkommt, haben die Länder
jährlich einen Dienstpostenplan für diese Lehrer
zu erstellen. Hiebei sind die für die Erstellung
der Dienstpostenpläne für die Lehrer des Bundes
jeweils geltenden Bestimmungen sinngemäß an-
zuwenden.

(3) Solange der Bund ganz oder teilweise für
die Kosten der Besoldung der im Abs. 1 genann-
ten Lehrer aufkommt, bedürfen der Zustim-
mung des Bundesministers für Land- und Forst-
wirtschaft im Einvernehmen mit dem Bundes-
minister für Finanzen:

a) Die gemäß Abs. 2 zu erstellenden Dienst-
postenpläne der Länder. Die Zustimmung
kann aus dem Grunde einer zu geringen
Landesdurchschnittszahl der Schüler je
Klasse nicht verweigert werden, wenn sie
bei land- und forstwirtschaftlichen Fach-
schulen mindestens 25 und bei land- und
forstwirtschaftlichen Berufsschulen minde-
stens 18 beträgt.

b) Alle im freien Ermessen liegenden Per-
sonalmaßnahmen über die im Abs. 1 ge-
nannten Lehrer, einschließlich der Heran-
ziehung dieser Lehrer zu schulfremden
Dienstverrichtungen, die finanzielle Aus-
wirkungen für den Bund nach sich ziehen.
Der Bundesminister für Land- und Forst-
wirtschaft kann jedoch im Einvernehmen
mit dem Bundesminister für Finanzen im
Interesse der Zweckmäßigkeit, Raschheit
und Einheitlichkeit jene Arten von Perso-
nalmaßnahmen festlegen, für die die erfor-
derliche Zustimmung allgemein als erteilt
gilt.

Artikel V

Im Rahmen der Gewährung von Subventio-
nen zum Personalaufwand konfessioneller land-

und forstwirtschaftlicher Privatschulen obliegt
es nach Maßgabe der gesetzlichen Vorschriften
dem zuständigen Bundesminister, die Aufteilung
der diesen Schulen zur Verfügung zu stellenden
Lehrerdienstposten auf die einzelnen Schulen vor-
zunehmen. Die Gebietskörperschaft, welche die
Diensthoheit über die Lehrer für die entspre-
chenden öffentlichen Schulen ausübt, ist verpflich-
tet, nach Maßgabe der bundesgesetzlichen Vor-
schriften über die Subventionierung die Zuwei-
sung der einzelnen Lehrer an die Schulen durch-
zuführen.

Artikel VI

(1) Auf die im Zeitpunkt des Inkrafttretens
dieses Bundesverfassungsgesetzes geltenden
Rechtsvorschriften, die Angelegenheiten betref-
fen, für die dieses Bundesverfassungsgesetz die
Zuständigkeit zur Gesetzgebung und Vollzie-
hung regelt, sind die Bestimmungen der §§ 2
bis 6 des Obergangsgesetzes vom 1. Oktober
1920 in der Fassung des BGBl. Nr. 368 vom
Jahre 1925, des BGBl. Nr. 393 vom Jahre
1929 und des BGBl. Nr. 444 vom Jahre 1974
sinngemäß anzuwenden.

(2) Soweit Rechtsvorschriften im Sinne des
Abs. 1 auf Grund des § 42 des Übergangsgeset-
zes vom 1. Oktober 1920 in seiner jeweiligen
Fassung durch übereinstimmende Gesetze des
Bundes und der einzelnen Länder oder der ein-
zelnen Länder und des Bundes erlassen worden
sind, gelten folgende Bestimmungen:

a) Ist in der Angelegenheit, welche die gesetz-
liche Regelung betrifft, auf Grund des vor-
liegenden Bundesverfassungsgesetzes die
Gesetzgebung Bundessache, so tritt das
Landesgesetz außer Kraft. Die Geltung
des mit diesem Landesgesetz übereinstim-
menden Bundesgesetzes ist von dem außer
Kraft tretenden Landesgesetz nicht mehr
abhängig.

b) Ist in der Angelegenheit, welche die ge-
setzliche Regelung betrifft, auf Grund des
vorliegenden Bundesverfassungsgesetzes die
Gesetzgebung ausschließlich oder hinsicht-
lich der Erlassung von Ausführungsgeset-
zen Landessache, so tritt das Bundesgesetz
außer Kraft. Die Geltung des mit diesem
Bundesgesetz übereinstimmenden Landes-
gesetzes ist von dem außer Kraft treten-
den Bundesgesetz nicht mehr abhängig.

Artikel VII

Mit dem Wirksamwerden dieses Bundesver-
fassungsgesetzes treten folgende bundesverfas-
sungsgesetzliche Vorschriften, soweit sie sich auf
das land- und forstwirtschaftliche Schulwesen
beziehen, außer Kraft:
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a) § 42 des Übergangsgesetzes vom 1. Okto-
ber 1920 in der Fassung des BGBl. Nr. 368/
1925 und des BGBl. Nr. 393/1929;

b) das Lehrerdienstrechts-Kompetenzgesetz,
BGBl. Nr. 88/1948;

c) das Schulerhaltungs-Kompetenzgesetz,
BGBl. Nr. 162/1955;

d) Art. XII der Bundes-Verfassungsgesetzno-
velle 1974, BGBl. Nr. 444/1974.

Artikel VIII

Dieses Bundesverfassungsgesetz tritt am
28. April 1975 in Kraft.

Artikel IX

Mit der Vollziehung der nach Art. I Z. 3 und
Art. III ergehenden Bundesgesetze in den An-
gelegenheiten des Dienstrechtes und des Personal-
vertretungsrechtes, soweit sie nicht den Ländern
obliegt, und mit der Wahrnehmung der dem
Bund gemäß Art. 14 a Abs. 6 des Bundes-Verfas-
sungsgesetzes in der Fassung von 1929 zustehen-
den Rechte in Angelegenheiten des Dienstrechtes
und des Personalvertretungsrechtes ist der Bun-
desminister für Land- und Forstwirtschaft, und
zwar, soweit deren Mitwirkungsbereich berührt
wird, im Einvernehmen mit dem Bundeskanzler
und dem Bundesminister für Finanzen zu be-
trauen.

Artikel X

Mit der Vollziehung dieses Bundesverfassungs-
gesetzes ist die Bundesregierung betraut.

Kirchschläger
Kreisky Häuser Bielka Moser
Androsch Leodolter Staribacher Rösch
Broda Lütgendorf Weihs Sinowatz

Lanc Firnberg

3 1 7 . Bundesgesetz vom 29. April 1975
betreffend Grundsätze für die Organisation
und den Wirkungsbereich der land- und

forstwirtschaftlichen Schulbeiräte

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Für die Gesetzgebung der Länder in den An-
gelegenheiten der Organisation und des Wir-
kungskreises von Beiräten, die an der Voll-
ziehung der Länder auf dem Gebiete des land-
und forstwirtschaftlichen Schul- und Erziehungs-
wesens mitwirken (land- und forstwirtschaftliche
Schulbeiräte), werden gemäß Art. 14 a Abs. 4
lit. d des Bundes-Verfassungsgesetzes in der Fas-
sung von 1929 folgende Grundsätze aufgestellt:

§ 1. Durch Landesgesetz ist nach Maßgabe der
in diesem Bundesgesetz festgelegten Grundsätze

bei jedem Amt der Landesregierung für die in
die Vollziehungszuständigkeit des Landes fallen-
den Angelegenheiten des land- und forstwirt-
schaftlichen Schulwesens ein Beirat einzurichten.

§ 2. Der Beirat ist in den durch Landesgesetz
zu bestimmenden Angelegenheiten der Vollzie-
hung des Landes auf dem Gebiet des land- und
forstwirtschaftlichen Schul- und Erziehungs-
wesens zu hören.

§ 3. (1) Für die Zusammensetzung des Beirates
gelten folgende Grundsätze:

1. Vorsitzender ist das Mitglied der Landes-
regierung, in dessen Aufgabenkreis die An-
gelegenheiten des land- und forstwirtschaft-
lichen Schulwesens fallen.

2. Von den weiteren stimmberechtigten Mit-
gliedern des Beirates sind zu entsenden:

a) ein Viertel von der Landesregierung
unter Bedachtnahme auf das Kräftever-
hältnis der politischen Parteien im Land-
tag;

b) die Hälfte von den gesetzlichen beruf-
lichen Vertretungen auf land- und forst-
wirtschaftlichem Gebiet. Das Zahlenver-
hältnis der von den Dienstgebern und
Dienstnehmern zu entsendenden Mit-
glieder hat dem zahlenmäßigen Stärke-
verhältnis der beiden Berufsgruppen zu-
einander mit der Maßgabe zu entspre-
chen, daß die Vertretung der Dienstneh-
mer jedenfalls zur Entsendung eines
Vertreters berechtigt ist;

c) ein Viertel von Lehrern an land- und
forstwirtschaftlichen Berufs- und Fach-
schulen im Lande, die in geheimer
schriftlicher Wahl zu wählen sind.

3. Gesetzlich anerkannte Kirchen und Reli-
gionsgesellschaften sind nach Maßgabe der
landesgesetzlichen Vorschriften berechtigt,
in den Beirat Mitglieder mit beratender
Stimme zu entsenden. Die Zahl dieser Mit-
glieder ist durch Landesgesetz festzulegen.

(2) Besteht in einem Land keine gesetzliche
berufliche Vertretung der Dienstnehmer in der
Land- und Forstwirtschaft, so hat die Landes-
gesetzgebung zu bestimmen, wer zur Entsendung
von Vertretern der Dienstnehmer berechtigt ist.

§ 4. Die Ausführungsgesetze der Länder sind
innerhalb von drei Jahren nach Kundmachung
dieses Bundesgesetzes zu erlassen.

Artikel II

§ 5. Mit der Wahrnehmung der Rechte des
Bundes gemäß Art. 14 a Abs. 6 des Bundes-Ver-
fassungsgesetzes in der Fassung von 1929 ist Her
Bundesminister für Unterricht und Kunst
betraut.

Kirchschläger
Kreisky Sinowatz



98. Stück — Ausgegeben am 12. Juni 1975 — Nr. 318 1361

318 . Bundesgesetz vom 29. April 1975
betreffend die land- und forstwirtschaft-
lichen Privatschulen (Land- und forstwirt-

schaftliches Privatschulgesetz)

Der Nationalrat hat beschlossen:

ABSCHNITT I

Private höhere land- und forstwirtschaftliche
Lehranstalten, private Anstalten für die Aus-
bildung und Fortbildung der Lehrer an land-
und forstwirtschaftlichen Schulen und private
Fachschulen für die Ausbildung von Forst-

personal

§ 1. Die Bestimmungen des Privatschulgesetzes,
BGBl. Nr. 244/1962, in der Fassung des Bundes-
gesetzes BGBl. Nr. 290/1972 gelten für die
privaten höheren land- und forstwirtschaftlichen
Lehranstalten, die privaten Anstalten für die
Ausbildung und Fortbildung der Lehrer an land-
und forstwirtschaftlichen Schulen und die pri-
vaten Fachschulen für die Ausbildung von Forst-
personal mit folgender Abweichung:

(Zu § 23 Privatschulgesetz) Zuständige Schul-
behörde ist der Bundesminister für Unterricht
und Kunst. Alle nach Abschnitt I des vorliegen-
den Bundesgesetzes in Betracht kommenden An-
zeigen und Ansuchen sind beim Bundesmini-
sterium für Unterricht und Kunst einzubringen.

§ 2. Die Bestimmungen des § 72 des Forst-
rechts-Bereinigungsgesetzes, BGBl. Nr. 222/1962,
in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 372/
1971 werden aufgehoben.

ABSCHNITT II

Subventionierung von privaten land- und forst-
wirtschaftlichen Berufs- und Fachschulen

A. S u b v e n t i o n i e r u n g v o n k o n f e s -
s i o n e l l e n l a n d - u n d f o r s t w i r t -
s c h a f t l i c h e n B e r u f s - und Fach-

s c h u l e n

G e l t u n g s b e r e i c h
§ 3. (1) Den gesetzlich anerkannten Kirchen

und Religionsgesellschaften sind nach Maßgabe
der Bestimmungen dieses Abschnittes für die mit
dem Öffentlichkeitsrecht ausgestatteten konfes-
sionellen land- und forstwirtschaftlichen Berufs-
schulen und land- und forstwirtschaftlichen Fach-
schulen, soweit sie nicht unter § 1 fallen, Sub-
ventionen zum Personalaufwand zu gewähren.

(2) Unter konfessionellen Schulen sind die von
einer gesetzlich anerkannten Kirche oder Reli-
gionsgesellschaft oder einer ihrer Einrichtungen
erhaltenen Schulen sowie jene von Vereinen, Stif-
tungen und Fonds erhaltenen Schulen zu ver-
stehen, die von der zuständigen kirchlichen (reli-
gionsgesellschaftlichen) Oberbehörde als konfes-
sionelle Schulen anerkannt werden.

A u s m a ß d e r S u b v e n t i o n e n

§ 4. (1) Als Subventionen sind den gesetzlich
anerkannten Kirchen und Religionsgesellschaften
für die konfessionellen Schulen (§ 3) jene Lehrer-
dienstposten zur Verfügung zu stellen, die zur
Erfüllung des Lehrplanes der betreffenden Schule
erforderlich sind (einschließlich des Schulleiters
und der von den Lehrern an vergleichbaren
öffentlichen Schulen zu erbringenden Neben-
leistungen), soweit das Verhältnis zwischen der
Zahl der Schüler und der Zahl der Lehrer der
betreffenden konfessionellen Schule im wesent-
lichen jenem an öffentlichen Schulen vergleich-
barer Art und vergleichbarer örtlicher Lage ent-
spricht.

(2) Die gemäß Abs. 1 den einzelnen konfes-
sionellen Schulen zukommenden Lehrerdienst-
posten sind vom Bundesminister für Unterricht
und Kunst auf Antrag der gemäß § 3 Abs. 2
in Betracht kommenden Kirche oder Religions-
gesellschaft nach Anhörung der in Betracht kom-
menden Landesregierungen festzustellen.

(3) Die gesetzlich anerkannte Kirche oder Reli-
gionsgesellschaft hat Umstände, die eine Auswir-
kung auf die Anzahl der einer konfessionellen
Schule zukommenden Lehrerdienstposten zur
Folge haben können, unverzüglich dem Bundes-
ministerium für Unterricht und Kunst zu mel-
den.

(4) Der Bundesminister für Unterricht und
Kunst hat bei Änderung der Voraussetzungen
nach Abs. 1 die Anzahl der der Schule zukom-
menden Lehrerdienstposten neu festzustellen.

(5) Wenn für eine konfessionelle Schule
a) erstmals um das Öffentlichkeitsrecht an-

gesucht wurde oder
b) im vorangegangenen Schuljahr das Öffent-

lichkeitsrecht verliehen und nicht entzogen
worden ist sowie für das laufende Schuljahr
um die Verleihung des Öffentlichkeits-
rechtes angesucht wurde,

ist sie hinsichtlich der Subventionierung auf An-
trag der betreffenden gesetzlich anerkannten
Kirche oder Religionsgesellschaft so zu behan-
deln, als ob ihr das Öffentlichkeitsrecht bereits
verliehen worden wäre. Wird das Öffentlichkeits-
recht jedoch nicht verliehen, so hat die gesetzlich
anerkannte Kirche oder Religionsgesellschaft dem
Bund den durch die Subventionierung entstan-
denen Aufwand zu ersetzen.

(6) Die Feststellung der den einzelnen konfes-
sionellen Schulen zukommenden Lehrerdienst-
posten wird mit Beginn des auf die Einbringung
des Antrages gemäß Abs. 2 und die Änderung
der maßgeblichen Voraussetzungen folgenden
Monatsersten wirksam, sofern der Antrag jedoch
für ein bevorstehendes Schuljahr oder einen be-

165
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vorstehenden Teil eines Schuljahres vorgelegt
wird, frühestens mit Beginn des Schuljahres bzw.
des Teiles des Schuljahres.

A r t d e r S u b v e n t i o n i e r u n g

§ 5. (1) Die Subventionen zum Personalauf-
wand sind nach Maßgabe der Bestimmungen
dieses Abschnittes durch Zuweisung von land-
und forstwirtschaftlichen Landeslehrern oder
land- und forstwirtschaftlichen Landesvertrags-
lehrern durch das Land als lebende Subvention
zu gewähren. Die Kosten dieser Subventionen
sind vom Bund zu tragen.

(2) Ist die Zuweisung eines Lehrers nach Abs. 1
nicht möglich, so hat der Bund für den unter-
richtenden Lehrer eine Vergütung in der Höhe
der Entlohnung zu leisten, die diesem Lehrer
zustehen würde, wenn er Landesvertragslehrer
wäre. Erfüllt dieser Lehrer die Anstellungs-
erfordernisse nicht, so ist die Vergütung in der
Höhe der Entlohnung festzusetzen, die in gleich-
artigen Fällen in der Regel Landesvertragslehrern
gegeben wird. Der Bund hat auch die für einen
solchen Lehrer für den Dienstgeber auf Grund
gesetzlicher Vorschriften anfallenden Leistungen
bis zu der der Vergütung entsprechenden Höhe
zu ersetzen. Durch die Zahlung der Vergütung
wird ein Dienstverhältnis zum Bund nicht be-
gründet.

(3) Die Vergütung gemäß Abs. 2 ist an den
unterrichtenden Lehrer auszuzahlen. Sofern der
Lehrer jedoch Angehöriger eines Ordens oder
einer Kongregation der katholischen Kirche ist
und die Schule, an der er unterrichtet, von diesem
Orden oder dieser Kongregation erhalten wird,
ist die Vergütung an den Schulerhalter zu zahlen.

(4) Wird einer konfessionellen Schule das
Öffentlichkeitsrecht rückwirkend verliehen und
wurde kein Antrag gemäß § 4 Abs. 5 gestellt,
ist der in Betracht kommenden gesetzlich an-
erkannten Kirche oder Religionsgesellschaft für
diese Schule der Lehrerpersonalaufwand zu er-
setzen, den der Schulerhalter für die dort unter-
richtenden Lehrer geleistet hat, höchstens jedoch
im Ausmaß des Betrages, der bei Anwendung
der Abs. 2 und 3 bezahlt worden wäre.

G r e n z e n d e r Z u w e i s u n g l e b e n d e r
S u b v e n t i o n e n

§ 6. (1) Den unter § 3 fallenden Schulen dürfen
nur solche Lehrer als lebende Subvention zuge-
wiesen werden, die sich damit einverstanden er-
klären und deren Zuweisung an die betreffende
Schule die zuständige kirchliche (religionsgesell-
schaftliche) Oberbehörde beantragt oder gegen
deren Zuweisung sie keinen Einwand erhebt.

(2) Die Zuweisung ist aufzuheben, wenn der
Lehrer dies beantragt oder wenn die zuständige

kirchliche (religionsgesellschaftliche) Oberbehörde
die weitere Verwendung des Lehrers an der be-
treffenden Schule aus religiösen Gründen als un-
tragbar erklärt und aus diesem Grunde die Auf-
hebung der Zuweisung bei der zuständigen
Dienstbehörde beantragt.

B. S u b v e n t i o n i e r u n g s o n s t i g e r
p r i v a t e r l a n d - u n d f o r s t w i r t -
s c h a f t l i c h e r B e r u f s - u n d F a c h -

s c h u l e n

V o r a u s s e t z u n g e n

§ 7. (1) Für private land- und forstwirtschaft-
liche Berufsschulen und land- und forstwirt-
schaftliche Fachschulen, soweit sie nicht unter § 1
und § 3 fallen, kann der Bund als Träger von
Privatrechten nach Maßgabe der auf Grund des
jeweiligen Bundesfinanzgesetzes zur Verfügung
stehenden Mittel Subventionen zum Personal-
aufwand gewähren, wenn

a) die Schule einem Bedarf der Bevölkerung
entspricht,

b) mit der Führung der Schule nicht die Er-
zielung eines Gewinnes bezweckt wird,

c) für die Aufnahme der Schüler nur die für
öffentliche Schulen geltenden Aufnahms-
bedingungen maßgebend sind und

d) die Schülerzahl in den einzelnen Klassen
nicht unter den an öffentlichen Schulen
gleicher Art und gleicher örtlicher Lage
üblichen Klassenschülerzahlen liegt.

(2) Die Subventionierung kann bestehen

a) in der Form von Geldleistungen an den
Privatschulerhalter oder

b) sofern das Land der Privatschule land- und
forstwirtschaftliche Landeslehrer oder
land- und forstwirtschaftliche Landesver-
tragslehrer zur Verfügung stellt, in der
Form von Geldleistungen an das Land
höchstens im Ausmaß der Leistungen des
Bundes, die der Bund für derartige Lehrer
leisten würde, wenn die Schule eine öffent-
liche Schule wäre.

ABSCHNITT III

§ 8. Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. September
1975 in Kraft.

§ 9. Mit der Vollziehung dieses Bundes-
gesetzes ist der Bundesminister für Unterricht
und Kunst betraut.

Kirchschläger
Kreisky Sinowatz
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319 . Bundesgesetz vom 29. April 1975
betreffend die Grundsätze für land- und

forstwirtschaftliche Berufsschulen

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Für die Gesetzgebung der Länder in bestimm-
ten Angelegenheiten der land- und forstwirt-
schaftlichen Berufsschulen werden gemäß Art. 14 a
Abs. 4 lit. a des Bundes-Verfassungsgesetzes in der
Fassung von 1929 folgende Grundsätze aufge-
stellt:

Aufgaben der land- und forstwirtschaftlichen
Berufsschule

§ 1. Die land- und forstwirtschaftliche Berufs-
schule hat die Aufgabe,

a) den Schülern die schulische Grundausbil-
dung für eine Berufstätigkeit in der Land-
und Forstwirtschaft zu vermitteln,

b) die Schüler zu demokratischen, heimat-
und berufsverbundenen, sittlich und religiös
gefestigten und sozial denkenden Staats-
bürgern heranzubilden,

c) die Allgemeinbildung der Schüler ent-
sprechend ihrer künftigen Berufstätigkeit
zu erweitern und zu vertiefen sowie ins-
besondere auch die Grundlage für die
spätere fachliche Weiterbildung des Schülers
zu schaffen.

Schulpflicht

§ 2. (1) Zum Besuch der land- und forstwirt-
schaftlichen Berufsschule sind spätestens mit der
Vollendung des 16. Lebensjahres die in der
Land- und Forstwirtschaft einschließlich ihrer
Sondergebiete tätigen Jugendlichen beiderlei Ge-
schlechts zu verpflichten, wenn sie keine andere
Schule besuchen oder nicht in einer anderen Be-
rufsausbildung stehen. Die land- und forstwirt-
schaftliche Berufsschulpflicht endet — unbescha-
det der Bestimmungen des Abs. 2 — spätestens
mit der Vollendung des 18. Lebensjahres.

(2) Land- und. forstwirtschaftliche Lehrlinge
haben die land- und forstwirtschaftliche Berufs-
schule während des Lehrverhältnisses zu be-
suchen, soweit sie diese Schule nicht bereits in
Erfüllung der Schulpflicht gemäß Abs. 1 besucht
haben.

(3) Die gesamte Unterrichtszeit hat mindestens
600 Stunden zu umfassen. Die Einrichtung voll-
schulartiger Lehrgänge ist zulässig.

Pflichtgegenstände

§ 3. Als Pflichtgegenstände sind jedenfalls
Religion, Rechnen, Deutsch (einschließlich
Schriftverkehr), Politische Bildung, Lebenskunde

und Leibesübungen sowie die im Hinblick auf
die künftige Berufstätigkeit erforderlichen natur-
kundlichen, fachtheoretischen, praktisch-wirt-
schaftlichen und berufskundlichen Unterrichts-
gegenstände vorzusehen.

Übertritt von der Schule eines Landes in die
Schule eines anderen Landes

§ 4. Die in der land- und forstwirtschaftlichen
Berufsschule eines Landes zurückgelegte Schulzeit
ist für die Erfüllung der land- und forstwirt-
schaftlichen Berufsschulpflicht in einem anderen
Bundesland anzurechnen.

Schulgeldfreiheit

§ 5. Der Besuch der land- und forstwirtschaft-
lichen Berufsschulen ist unentgeltlich. Die Ein-
hebung von höchstens kostendeckenden Lern-
und Arbeitsmittelbeiträgen und Unfallversiche-
rungsprämien wird hiedurch nicht berührt.

Öffentlichkeitsrecht

§ 6. (1) An private land- und forstwirtschaft-
liche Berufsschulen kann das Öffentlichkeitsrecht
nur verliehen werden, wenn die Privatschule
Gewähr für die Erreichung desselben Bildungs-
zieles wie die entsprechende öffentliche Schule
bietet.

(2) Mit der Verleihung des Öffentlichkeits-
rechtes sind folgende Rechtswirkungen ver-
bunden:

a) der Privatschule wird das Recht übertragen,
Zeugnisse über den Erfolg des Schulbesuches
auszustellen, die mit der Beweiskraft
öffentlicher Urkunden und mit den gleichen
Rechtswirkungen ausgestattet sind wie
Zeugnisse gleichartiger öffentlicher Schulen;

b) an der Privatschule können die für die
betreffende Schulart vorgesehenen Prüfun-
gen abgehalten werden;

c) der Privatschule können Lehramtsanwärter,
die sich damit einverstanden erklären, zur
Einführung in die Praxis des Lehramtes
mit Zustimmung des Schulerhalters zuge-
wiesen werden;

d) auf die Privatschule finden die für die
entsprechenden öffentlichen Schulen gelten-
den schulrechtlichen Vorschriften Anwen-
dung, soweit gesetzlich nicht anderes be-
stimmt ist und soweit sie nicht die Errich-
tung, Erhaltung und Auflassung, die
Sprengel und das Schulgeld betreffen.

Frist für die Erlassung der Ausführungsgesetze

§ 7. Die Ausführungsgesetze der Länder sind
innerhalb eines Jahres nach Kundmachung dieses
Bundesgesetzes zu erlassen (Art. 15 Abs. 6 B-VG).
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Wahrnehmung der Rechte des Bundes

§ 8. Mit der Wahrnehmung der Rechte des
Bundes gemäß Art. 14 a Abs. 6 des Bundes-Ver-
fassungsgesetzes in der Fassung von 1929 zu-
stehenden Rechte ist der Bundesminister für
Unterricht und Kunst betraut.

Kirchschläger
Kreisky Sinowatz

3 2 0 . Bundesgesetz vom 29. April 1975
betreffend die Grundsätze für land- und

forstwirtschaftliche Fachschulen

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Für die Gesetzgebung der Länder in bestimm-
ten Angelegenheiten der land- und forstwirt-
schaftlichen Fachschulen werden gemäß Art. 14 a
Abs. 4 lit. b des Bundes-Verfassungsgesetzes in
der Fassung von 1929 folgende Grundsätze auf-
gestellt:

Aufgaben der land- und forstwirtschaftlichen
Fachschule

§ 1. Die land- und forstwirtschaftliche Fach-
schule hat die Aufgabe,

a) die Schüler auf die selbständige Führung
eines land- und forstwirtschaftlichen Be-
triebes oder Haushaltes und auf die Aus-
übung einer sonstigen verantwortlichen
Tätigkeit in der Land- und Forstwirtschaft
oder in einem ihrer Sondergebiete durch
Vermittlung von Fachkenntnissen und
Fertigkeiten vorzubereiten;

b) die Schüler zu demokratischen, heimat-
verbundenen, sittlich und religiös gefestig-
ten und sozial denkenden Staatsbürgern
heranzubilden und

c) die Allgemeinbildung der Schüler zu er-
weitern und zu vertiefen.

Organisationsformen und Unterrichtsausmaß der
land- und forstwirtschaftlichen Fachschule

§ 2. (1) Die land- und forstwirtschaftliche
Fachschule kann in folgenden Fachrichtungen ge-
führt werden, wobei der Schwerpunkt des an den
Schulen vermittelten Fachwissens der jeweiligen
Fachrichtung zu entsprechen hat:

a) Landwirtschaft;

b) in den Sondergebieten der Landwirtschaft:
aa) Ländliche Hauswirtschaft;
bb) Gartenbau;
cc) Weinbau einschließlich Kellerwirt-

schaft;

dd) Obstbau einschließlich Obstbaum-
pflege;

ee) Molkerei- und Käsereiwirtschaft;
ff) Fischereiwirtschaft;

gg) Geflügelwirtschaft;
hh) Bienenwirtschaft;

c) Forstwirtschaft.

(2) Die Fachschule kann ein bis vier Schul-
stufen umfassen, wobei jeder Schulstufe eine
Klasse entsprechen muß.

§ 3. (1) Das Unterrichtsausmaß in den Pflicht-
gegenständen ist — unbeschadet der Bestimmun-
gen der Abs. 2 und 3 — mindestens mit
1300 Unterrichtsstunden festzusetzen. Bei der-
artigen Fachschulen zur Ausbildung für die Füh-
rung eines Haushaltes, in denen das neunte
Schuljahr der allgemeinen Schulpflicht erfüllt
werden kann, ist dieses Mindest-Unterrichtsaus-
maß für ein Schuljahr festzusetzen.

(2) Bei Fachschulen, die den Besuch der Be-
rufsschule ersetzen, ist das Unterrichtsausmaß in
den Pflichtgegenständen mindestens mit
1800 Unterrichtsstunden, verteilt auf mindestens
zwei Schuljahre, festzusetzen.

(3) Bei Fachschulen, in denen das neunte
Schuljahr der allgemeinen Schulpflicht erfüllt
werden kann und durch deren Besuch die Be-
rufsschule ersetzt wird, ist das Unterrichtsaus-
maß in den Pflichtgegenständen mindestens mit
2800 Unterrichtsstunden festzusetzen, wobei im
ersten Schuljahr mindestens 1300 Unterrichts-
stunden vorzusehen sind.

Aufnahmevoraussetzungen

§ 4. (1) Die Voraussetzungen für die Auf-
nahme in die land- und forstwirtschaftliche Fach-
schule sind unbeschadet der Bestimmungen des
Abs. 2 zumindest

a) körperliche und geistige Eignung (Fach-
schuleignung),

b) einjährige Berufstätigkeit oder einjähriger
Schulbesuch nach Erfüllung der allgemeinen
Schulpflicht.

(2) Von der in Abs. 1 lit. b geforderten Vor-
aussetzung ist dann abzusehen, wenn durch den
Besuch der Fachschule der Besuch der Berufs-
schule oder das neunte Schuljahr der allgemeinen
Schulpflicht erfüllt werden kann.

Pflichtgegenstände

§ 5. Im Lehrplan der land- und forstwirt-
schaftlichen Fachschule sind als Pflichtgegenstände
zumindest vorzusehen:

a) Religion, Deutsch, Mathematik, Politische
Bildung, Rechtskunde und Leibesübungen;
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b) die im Hinblick auf die jeweilige Fach-
richtung der Schule und die künftige Be-
rufstätigkeit der Absolventen erforder-
lichen naturkundlichen, fachtheoretischen,
praktisch-wirtschaftlichen und berufskund-
lichen Unterrichtsgegenstände.

Unentgeltlichkeit des Unterrichtes

§ 6. (1) Unbeschadet der Bestimmung des
Abs. 2 ist der Besuch der land- und forstwirt-
schaftlichen Fachschulen unentgeltlich.

(2) Die Einhebung von höchstens kosten-
deckenden Lern- und Arbeitsmittelbeiträgen und
Unfallversicherungsprämien ist zulässig.

Übertritt von der Fachschule eines Landes in die
eines anderen Landes

§ 7. Die in einer land- und forstwirtschaft-
lichen Fachschule eines Landes zurückgelegte
Schulzeit ist auf die Zeit des Besuches einer
Fachschule gleicher oder verwandten Fachrich-
tung eines anderen Landes nach Maßgabe der
Vergleichbarkeit des Unterrichtsausmaßes anzu-
rechnen.

Öffentlichkeitsrecht

§ 8. (1) An private land- und forstwirtschaft-
liche Fachschulen kann das Öffentlichkeitsrecht
nur verliehen werden, wenn die Privatschule
Gewähr für die Erreichung desselben Bildungs-
zieles wie die entsprechende öffentliche Schule
bietet.

(2) Mit der Verleihung des Öffentlichkeits-
rechtes sind folgende Rechtswirkungen verbun-
den:

a) der Privatschule wird das Recht übertra-
gen, Zeugnisse über den Erfolg des Schul-

besuches auszustellen, die mit der Beweis-
kraft öffentlicher Urkunden und mit den
gleichen Rechtswirkungen ausgestattet sind
wie Zeugnisse gleichartiger öffentlicher
Schulen;

b) an der Privatschule können die für die be-
treffende Schulart vorgesehenen Prüfungen
abgehalten werden;

c) der Privatschule können Lehramtsanwärter,
die sich damit einverstanden erklären, zur
Einführung in die Praxis des Lehramtes mit
Zustimmung des Schulerhalters zugewiesen
werden;

d) auf die Privatschule finden die für die ent-
sprechenden öffentlichen Schulen geltendes
schulrechtlichen Vorschriften Anwendung,
soweit gesetzlich nicht anderes bestimmt ist
und soweit sie nicht die Errichtung, Erhal-
tung und Auflassung, die Sprengel und das
Schulgeld betreffen.

Frist für die Erlassung der Ausführungsgesetze

§ 9. Die Ausführungsgesetze der Länder sind
innerhalb eines Jahres nach Kundmachung dieses
Bundesgesetzes zu erlassen.

Artikel II

Wahrnehmung der Rechte des Bundes

§ 10. Mit der Wahrnehmung der Rechte des
Bundes gemäß Art. 14 a Abs. 6 des Bundes-Ver-
fassungsgesetzes in der Fassung von 1929 ist der
Bundesminister für Unterricht und Kunst be-
traut.

Kirchschläger
Kreisky Sinowatz
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